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ANTRAG 16
der ÖAAB-FCG-BAK-Fraktion an die 172. Hauptversammlung

der Bundesarbeitskammer am 23. Juni 2022
in Tirol

Ausreichende Finanzierung der AGES GmbH

Die Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH (AGES) 
ist eine der wichtigsten Serviceeinrichtungen zur Sicherstellung der Gesundheit von 
Mensch, Tier und Pflanzen und steht zu 100 Prozent im Eigentum der Republik 
Österreich. 
 
Die AGES agiert in den Themenfeldern Öffentliche Gesundheit, Tiergesundheit, 
Lebensmittelauf-sicht, Arzneimittelsicherheit, Ernährungssicherheit und 
Verbraucher:innenschutz entlang der Nahrungskette. Sie handelt fachlich 
unabhängig mit wissenschaftlichen Expertisen und erfüllt innerhalb dieser 
Themenfelder überwiegend gemeinnützige Aufgaben. 
 
Die Finanzierung der AGES erfolgt mittels einer Basiszuwendung und selbst 
erwirtschafteter 
Mittel (Gebühreneinnahmen, Privatgeschäft,…). Die Basiszuwendung der AGES ist 
seit Jahrzehnten im Wesentlichen unverändert. Zusätzlich kam es im Laufe der Jahre 
zu einer massiven Ausweitung der Aufgaben (Übernahme der Proben der 
Lebensmitteluntersuchungsanstalt der Gemeinde Wien [als diese geschlossen 
wurde], neue Themenfelder und Aufgaben im Rahmen neuer Materiengesetze, etc.). 
 
Diese Ausweitung der Aufgaben sowie steigende Personal- und Materialkosten 
führen dazu, dass 2025 die Mindestliquidität von 15 Mio Euro unterschritten wird. Im 
Jahr 2026 wird zusätzlich die Eigenkapitalquote die 8-Prozent-Grenze gem. URG 
unterschreiten. 
 
Um einer erheblichen Reduktion der Tätigkeiten der AGES GmbH entgegenzuwirken 
und weiterhin die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger auf bestehend hohem 
Niveau zu gewährleisten, ist die Sicherstellung der Finanzierung (Anpassung und 
zukünftige Indexierung) erforderlich.

Die Hauptversammlung der Bundesarbeitskammer fordert den Gesetzgeber 
auf, das Gesundheits- und Ernährungsicherheitsgesetz (GESG) dahingehend 
abzuändern, dass die Basiszuwendung gem. GESG §12(1) angemessen erhöht 
und zukünftig in angemessenen Abständen valorisiert wird. 

Angenommen ☒ Zuweisung ☐ Ablehnung ☐ Einstimmig ☒ Mehrheitlich ☐
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